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Satzung der comforte AG 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1. Firma 
 

Die Firma der Gesellschaft lautet:  
 

comforte AG 
 

§ 2. Sitz, Geschäftsjahr und Bekanntmachungen 
 
1. Der Sitz der Gesellschaft ist Wiesbaden. 
 
2. Das Geschäftsjahr beginnt am 01.10. eines jeden Jahres und endet mit Ablauf 

des 30.09. des Folgejahres. 
 

3. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, soweit 
nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas Abweichendes bestimmen. 
Informationen an die Aktionäre dürfen auch im Wege der Datenfernübertragung 
übermittelt werden.  

 
§ 3. Gegenstand des Unternehmens 

 
1. Gegenstand des Unternehmens sind die Entwicklung, der Vertrieb und die 

Bereitstellung zur Nutzung von Software und Hardware, das Management von 
Projekten sowie die Beratung, Projektierung, Projektdurchführung und Schulung 
im Bereich moderner Informationstechnologien im In- und Ausland. 

 
2. Die Gesellschaft darf alle Geschäfte und Maßnahmen vornehmen, die der 

Erreichung und Förderung des Unternehmenszwecks unmittelbar oder mittelbar 
dienlich sein können. Sie ist auch befugt, gleichartige oder ähnliche Unternehmen 
zu gründen, zu erwerben, zu pachten, sich an solchen zu beteiligen, deren 
persönliche Haftung und Vertretung zu übernehmen, Betriebsstätten und 
Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errichten sowie alle Geschäfte zu 
betreiben, die geeignet sind, die Unternehmungen der Gesellschaft zu fördern. 
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Der Unternehmensgegenstand von Tochter- und Beteiligungsunternehmen darf 
auch Gegenstände außerhalb der Grenzen des Abs. 1 umfassen. 
 

3. Die Gesellschaft kann ihre Tätigkeit auf einen oder einzelne der in Abs. 1 
genannten Gegenstände beschränken. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, ihre 
Tätigkeit ganz oder teilweise mittelbar durch Tochter-, Beteiligungs- oder 
Gemeinschaftsunternehmen auszuüben. Sie kann insbesondere ihren Betrieb 
ganz oder teilweise von ihr abhängigen Unternehmen überlassen und/oder ganz 
oder teilweise auf von ihr abhängige Unternehmen ausgliedern. Sie kann sich 
auch auf die Tätigkeit einer geschäftsleitenden Holding und/oder die sonstige 
Verwaltung eigenen Vermögens beschränken. 

 
II. Grundkapital und Aktien 

 
§ 4. Grundkapital 
 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 2.982.544,00 (in Worten: Euro 
zwei Millionen neunhunderzweiundachtzigtausendfünfhundertvierundvierzig). Es 
ist eingeteilt in 2.982.544 Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag). 
 

2. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates bis zum 11. Juli 2027 um bis zu EUR 1.475.000,00 durch 
Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlage ein- oder mehrmals in Teilbeträgen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
I/2022). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Das Bezugsrecht 
kann dabei auch ganz oder teilweise als mittelbares Bezugsrecht im Sinne von 
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG ausgestaltet werden. Der Vorstand ist jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre in 
folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 
 

– für Spitzenbeträge, 
 

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen 
Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende 
anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % nicht übersteigt, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung, und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bestehenden Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Auf diese Höchstgrenze 
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von 10 % sind bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert werden; ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die 
zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von 
Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder 
Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben 
werden bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die 
Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben werden,  
 

– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der 
Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen 
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten ein Bezugsrecht 
auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung 
ihres Options- oder Wandlungsrechts zustünde,  

 

– bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zweck des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen, im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen und/oder 
zum Zwecke des Erwerbs sonstiger Vermögensgegenstände einschließlich 
Rechten und Forderungen, sowie 

 

– wenn die neuen Aktien gegen Bar-und/oder Sacheinlage im Rahmen von 
Beteiligungsprogrammen und/oder im Rahmen einer aktienbasierten 
Vergütung ausgegeben werden sollen und hierfür keine anderweitige 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss verwendet wird. Die Ausgabe darf 
dabei nur an Personen erfolgen, die an dem Beteiligungsprogramm als Mitglied 
des Vorstands der Gesellschaft, als Mitglied der Geschäftsführung eines von 
ihr abhängigen Unternehmens oder als Mitarbeiter der Gesellschaft oder eines 
von ihr abhängigen Unternehmens teilnehmen bzw. denen die aktienbasierte 
Vergütung als Mitglied des Vorstands der Gesellschaft, als Mitglied der 
Geschäftsführung eines von ihr abhängigen Unternehmens oder als 
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Mitarbeiter der Gesellschaft oder eines von ihr abhängigen Unternehmens 
gewährt wird bzw. wurde, oder an Dritte, die solchen Personen das 
wirtschaftliche Eigentum und/oder die wirtschaftlichen Früchte aus den Aktien 
überlassen und/oder (unmittelbar oder mittelbar) im alleinigen Anteilsbesitz 
solcher Personen stehen. Die Ausgabe der neuen Aktien kann dabei 
insbesondere auch zu vergünstigten Bedingungen (unter Einschluss einer 
Ausgabe zum geringsten Ausgabebetrag im Sinne von § 9 Abs. 1 AktG) 
und/oder gegen Einlage von Vergütungsansprüchen erfolgen. Die neuen 
Aktien können dabei auch unter Zwischenschaltung eines Kreditinstituts oder 
eines nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG 
tätigen Unternehmens ausgegeben werden, das diese Aktien mit der 
Verpflichtung übernimmt, sie den vorstehend genannten Personen 
anzubieten. Die in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 10% des 
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf 
diese Begrenzung von 10 % ist der Nennbetrag eines für Zwecke des § 192 
Abs. 2 Nr. 3 AktG beschlossenen bedingten Kapitals der Gesellschaft 
anzurechnen. Soweit im Rahmen dieser Ermächtigung Vorstandsmitgliedern 
der Gesellschaft Aktien gewährt werden sollen, entscheidet entsprechend der 
aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung über die Zuteilung der Aufsichtsrat 
der Gesellschaft. 

 
Der Vorstand ist des Weiteren ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 
weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und die sonstigen Bedingungen der 
Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen 
Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden; die neuen 
Aktien können insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer 
Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im 
Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der 
Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst 
worden ist. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital 
zu ändern. 
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3. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.175.000,00, eingeteilt in 
bis zu 1.175.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien, bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital I/2022). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung 
von Bezugs- und/oder Wandlungsrechten an die Inhaber von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen, die nach Maßgabe der Ermächtigung der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 12. Juli 2022 begeben werden. Die 
Ausgabe der neuen Aktien erfolgt gemäß des im Beschluss der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 12. Juli 2022 zu Tagesordnungspunkt 
2 jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreises. Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur soweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger 
von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder 
die zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen, 
soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem 
Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien 
nehmen – sofern sie durch Ausübung bis zum Beginn der ordentlichen 
Hauptversammlung der Gesellschaft entstehen – vom Beginn des 
vorhergehenden Geschäftsjahres, ansonsten jeweils vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Bezugsrechten entstehen, 
am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen 

 

4. Das Grundkapital der Gesellschaft ist gemäß § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG um bis zu 
EUR 176.800,00 auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital I/2019). Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der 
Erfüllung von Optionen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung 
vom 13. August 2019 bis zum 30. September 2023 an Mitglieder des Vorstands 
gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 
wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von auf 
den Inhaber lautenden stimmberechtigten Stückaktien der Gesellschaft Gebrauch 
machen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 
Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Optionen 
festzulegen. Die aus der Ausübung dieser Bezugsrechte hervorgehenden neuen 
Aktien der Gesellschaft nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum 
Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der 
Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, 
am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung der 
comforte AG jeweils entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 
bedingten Kapital zu ändern. 
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5. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 119.000,00 durch Ausgabe 

von bis zu 119.000 neuen auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital II/2022). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie Inhaber von Aktienoptionen, die aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der außerordentlichen Hauptversammlung vom 12. 
Juli 2022 im Rahmen des Aktienoptionsplans 2022 in den Erwerbszeiträumen von 
der Gesellschaft ausgegeben werden, von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der 
Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der 
Bezugsrechte eigene Aktien gewährt. Der Vorstand wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen 
sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen festzulegen. Soweit die 
Mitglieder des Vorstands betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten der 
Optionsbedingungen sowie die Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen 
durch den Aufsichtsrat festgelegt. Die aus der Ausübung dieser Bezugsrechte 
hervorgehenden neuen Aktien der Gesellschaft nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch 
kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 
der Satzung der comforte AG jeweils entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital zu ändern. 
 

§ 5. Aktien 
 

1. Die Aktien lauten auf den Inhaber. 
 
2. Form und Inhalt der Aktienurkunden sowie etwaiger Gewinnanteils- und 

Erneuerungsscheine bestimmt der Vorstand. Die Gesellschaft kann insbesondere 
auch mehrere Stückaktien in einer Aktienurkunde zusammenfassen 
(Sammelurkunden). Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Aktien ist 
ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 
 

3. Bei der Ausgabe neuer Aktien kann der Beginn der Gewinnbeteiligung 
abweichend von § 60 Abs. 1 und 2 AktG festgesetzt werden. Junge Aktien aus 
einer künftigen Kapitalerhöhung können mit Vorzügen bei der Gewinnverteilung 
versehen werden. 
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III. Verfassung der Gesellschaft 

 

§ 6. Organe 
 

Organe der Gesellschaft sind  

 
a. der Vorstand,  
b. der Aufsichtsrat, 
c. die Hauptversammlung. 
 

1. Vorstand 
 

§ 7. Zusammensetzung; Beschlussfassung 
 

1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Der 
Aufsichtsrat bestimmt die Zahl der Mitglieder des Vorstands. 
 

2. Der Aufsichtsrat kann einen Vorstandsvorsitzenden oder einen Sprecher des 
Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden bzw. stellvertretenden 
Sprecher des Vorstandes ernennen. 
 

3. Die Vorstandsmitglieder werden für eine Amtszeit bestellt, die fünf Jahre nicht 
überschreitet. Wiederbestellungen sind zulässig. 
 

4. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder 
anwesend ist oder sonst an der Beschlussfassung teilnimmt. Der Vorstand 
beschließt mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht 
gesetzlich zwingend etwas anderes bestimmt ist. Die Stimmenthaltung gilt als 
Teilnahme an der Beschlussfassung, aber nicht als Stimmabgabe. Bei der 
Beschlussfassung des Vorstands gibt im Falle der Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorsitzenden bzw. Sprechers den Ausschlag (Stichentscheid); dies gilt jedoch 
nicht, wenn der Vorstand aus weniger als drei Personen besteht. Einem 
stellvertretenden Vorsitzenden bzw. stellvertretenden Sprecher steht im Falle der 
Verhinderung des Vorsitzenden bzw. Sprechers das Stichentscheidungsrecht nicht 
zu. 
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§ 8. Aufgaben und Vertretung der Gesellschaft 
 

1. Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Er hat die 
Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung und der 
Geschäftsordnung für den Vorstand zu führen. 
 

2. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt es die Gesellschaft allein. Sind 
mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch 2 (zwei) 
Vorstandsmitglieder gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied zusammen mit 
einem Prokuristen gesetzlich vertreten. 

 
3. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne oder alle Vorstandsmitglieder 

einzelvertretungsbefugt sind. Er kann einzelne oder alle Vorstandsmitglieder 
allgemein oder für den Einzelfall vom Verbot der Mehrfachvertretung des § 181 
Alt. 2 BGB befreien; § 112 AktG bleibt unberührt. 
 

4. Der Aufsichtsrat gibt dem Vorstand eine Geschäftsordnung. Die 
Geschäftsordnung hat zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschäften, 
insbesondere solche, die die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage der 
Gesellschaft grundlegend verändern, ab einer in der Geschäftsordnung 
festzulegenden Grenze allgemein oder für den Einzelfall nur mit der Zustimmung 
des Aufsichtsrates vorgenommen werden dürfen. 
 

2. Aufsichtsrat 
 

§ 9. Zusammensetzung, Wahlen, Amtsdauer 
 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus vier (4) Mitgliedern, die von der Hauptversammlung 
ohne Bindung an Wahlvorschläge gewählt werden. 
 

2. Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden jeweils für die Zeit bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte 
Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, sofern die 
Hauptversammlung nicht bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmt. Das 
Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht mitgerechnet. 
Ergänzungswahlen erfolgen für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds, soweit durch die Hauptversammlung bei der Wahl kein abweichender 
Zeitraum festgelegt wird, der jedoch die nach Satz 1 und 2 maximal zulässige 
Höchstdauer nicht überschreiten darf. Wiederbestellungen sind zulässig. 
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3. Für Aufsichtsratsmitglieder können gleichzeitig mit ihrer Wahl Ersatzmitglieder 
gewählt werden. Ist bei der Wahl keine anderweitige Bestimmung getroffen 
worden, treten sie in der Reihenfolge ihrer Wahl an die Stelle vorzeitig 
ausscheidender, gleichzeitig von der Hauptversammlung gewählter 
Aufsichtsratsmitglieder. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle eines vorzeitig 
ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, so erlischt sein Amt, falls nach Eintritt 
des Ersatzfalles im Wege der Ergänzungswahl ein Nachfolger für das 
ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, mit der Beendigung der 
Hauptversammlung, in der die Ergänzungswahl erfolgt, andernfalls mit Ablauf der 
restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. Erlischt das Amt des Ersatzmitgliedes 
durch Ergänzungswahl für den Ausgeschiedenen, erlangt das Ersatzmitglied seine 
vorherige Stellung als Ersatzmitglied für andere Aufsichtsratsmitglieder zurück. 
 

4. Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen Grund durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats – oder, im 
Falle einer Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden, seinem Stellvertreter – mit 
einer Frist von einem Monat niederlegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende oder, im 
Falle der Niederlegung durch den Aufsichtsratsvorsitzenden, sein Stellvertreter 
kann die Frist abkürzen oder auf die Einhaltung der Frist verzichten. Das Recht 
zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 

 

§ 10. Vorsitzender und Stellvertreter 
 

1. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 
Stellvertreter. Die Wahl erfolgt unmittelbar im Anschluss an die 
Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind. 
Zu dieser Sitzung bedarf es keiner besonderen Einladung. Die Amtszeit des 
Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht ihrer Amtszeit als Mitglied des 
Aufsichtsrats, soweit bei der Wahl nicht kürzere Amtszeiten bestimmt werden. 
 

2. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus diesem Amt aus, 
so hat der Aufsichtsrat jeweils unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen. 
 

3. Der Stellvertreter des Vorsitzenden hat in allen Fällen, in denen er bei 
Verhinderung des Vorsitzenden in dessen Stellvertretung handelt, die gleichen 
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Rechte wie der Vorsitzende soweit nicht gesetzlich oder durch diese Satzung 
etwas anderes bestimmt ist. 

 

4. Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den 
Vorsitzenden abgegeben, bei dessen Verhinderung durch den Stellvertreter. Der 
Vorsitzende und bei dessen Verhinderung der Stellvertreter sind ermächtigt, 
Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen. 

 
§ 11. Fassungsänderungen der Satzung 
 

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur 
deren Fassung betreffen. 

 
§ 12. Einberufung, Beschlussfassung, Ausschüsse, Geschäftsordnung 
 

1. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, 
aus denen er insgesamt zu bestehen hat, mindestens aber drei Mitglieder, an der 
Beschlussfassung teilnimmt. Beschlüsse des Aufsichtsrates werden, soweit das 
Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst. Die Stimmenthaltung gilt als Teilnahme an der 
Beschlussfassung, aber nicht als Stimmabgabe. Ergibt eine Abstimmung im 
Aufsichtsrat Stimmengleichheit, gibt die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden 
den Ausschlag. Dem stellvertretenden Vorsitzenden steht im Falle der 
Verhinderung des Vorsitzenden das Stichentscheidungsrecht zu. 
 

2. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse, insbesondere einen Prüfungs- 
und Risikoausschuss, bilden und ihnen, soweit gesetzlich zulässig, auch 
Angelegenheiten zur Beschlussfassung anstelle des Gesamt-Aufsichtsrats 
zuweisen. Ein Ausschuss des Aufsichtsrats ist beschlussfähig, wenn mindestens 
die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, mindestens 
aber drei Mitglieder, an der Beschlussfassung teilnehmen. Absatz 1 Satz 2 und 3 
gelten für die Beschlussfassung in einem Ausschuss entsprechend. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des jeweiligen Ausschusses 
den Ausschlag, sofern an der betreffenden Beschlussfassung mindestens drei 
Mitglieder teilnehmen. Einem stellvertretenden Vorsitzenden steht im Falle der 
Verhinderung des Vorsitzenden das Stichentscheidungsrecht zu. 
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3. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats beruft die Sitzungen des Aufsichtsrats ein und 
leitet sie. Der Aufsichtsrat tagt, so oft es die Mitglieder für erforderlich erachten, 
aber mindestens zweimal pro Kalenderhalbjahr.  
 

4. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden im Regelfall in Sitzungen gefasst. Im 
Bedarfsfall kann der Aufsichtsrat auf Veranlassung des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats auch außerhalb von Sitzungen Beschlüsse im schriftlichen 
Verfahren, per Telefax, E-Mail oder sonstigem Wege fassen. Beschlüsse, die 
außerhalb von Präsenzsitzungen gefasst werden, sind in Textform (§ 126b BGB) 
zu dokumentieren und vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und allen Mitgliedern 
des Aufsichtsrates in Textform (§ 126b BGB) zu übermitteln. 

 

5. Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und der Bestimmungen dieser Satzung. 

 
§ 13. Vergütung 

 
1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält ab dem Geschäftsjahr 2022/23 eine 

jährliche feste Vergütung von EUR 40.000,00. Abweichend von Satz 1 erhält der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats ab dem Geschäftsjahr 2022/23 eine jährliche feste 
Vergütung von EUR 80.000,00 und der stellvertretende Vorsitzende eine jährliche 
feste Vergütung von EUR 60.000,00. 
 

2. Die Vergütung nach Abs. 1 ist jeweils zeitanteilig nach Ablauf eines Quartals zur 
Zahlung fällig.  

 

3. Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils eines Geschäftsjahres dem 
Aufsichtsrat oder dem jeweiligen Ausschuss angehören oder das Amt des 

Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder des 
Vorsitzenden eines Ausschusses innehaben, erhalten eine entsprechende 
anteilige Vergütung, wobei angefangene Monate komplett vergütet werden. Für 
Rumpfgeschäftsjahre ist ebenfalls nur eine entsprechend anteilige Vergütung 
geschuldet. 

 

4. Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern über die Vergütung gemäß 
vorstehenden Absätzen hinaus die ihnen bei der Ausübung ihres 
Aufsichtsratsmandates vernünftigerweise entstehenden Auslagen sowie die etwa 
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auf ihre Vergütung und Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer. In Deutschland 
anfallenden Steuern auf die Vergütung, die ihren Aufsichtsratsmitgliedern mit 
Wohnsitz im Ausland gezahlt wird, werden von dem an das jeweilige 
Aufsichtsratsmitglied zahlbaren Betrag seitens der Gesellschaft einbehalten und 
von der Gesellschaft an das zuständige Bundeszentralamt für Steuern (BZStA) 
deklariert und abgeführt. 

 

5. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von 
dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung für Organmitglieder (sog. D&O-Versicherung) 
einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien hierfür entrichtet die 
Gesellschaft. 

 
3. Hauptversammlung 

 
§ 14. Ort und Einberufung 

 
1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer deutschen 

Wertpapierbörse oder an einem Ort in Deutschland statt, der im Umkreis von 50 
km vom Sitz der Gesellschaft oder einer deutschen Wertpapierbörse liegt. 
 

2. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich 
vorgesehenen Fällen durch den Aufsichtsrat oder die sonst hierzu gesetzlich 
befugten Personen einberufen. 
 

3. Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Vorschriften.  

 

§ 15. Teilnahme und Ausübung des Stimmrechts 
 

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in 
der Hauptversammlung sind nur Aktionäre berechtigt, die sich nach näherer 
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen vor der Hauptversammlung 
angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
nachgewiesen haben.  
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2. Die Anmeldung hat, soweit in der Einberufung nicht auch eine hiervon 
abweichende Form zugelassen wird, in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder 
englischer Sprache zu erfolgen. 
 

3. Der Anteilsbesitz muss durch einen Nachweis des Letztintermediärs in Textform 
in deutscher oder englischer Sprache nachgewiesen werden; ein Nachweis des 
Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär gem. den Anforderungen des § 67 c 
Abs. 3 AktG reicht aus. 
 

4. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft 
unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse innerhalb der jeweiligen 
gesetzlich bestimmten Frist vor der Hauptversammlung zugehen. In der 
Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen 
werden. 

 

5. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der 
Vollmacht, ihren Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126 b) BGB), sofern in der Einberufung 
keine Erleichterungen bestimmt werden. Die Einzelheiten für die Erteilung der 
Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft 
werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. § 135 
AktG bleibt unberührt. 

 

6. Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, ohne an 
der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer 
Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, 
Bestimmungen zum Umfang und Verfahren der Rechtsausübung nach Satz 1 zu 
treffen.  

 

7. Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre an der 
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen 
Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder 
teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-
Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zu Umfang und 
Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen.  
 

8. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ganz oder 
teilweise in Bild- und/oder Ton übertragen wird. Er kann dabei insbesondere auch 
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Umfang und Art der Übertragung im Einzelnen regeln und über deren Zulassung 
entscheiden.  

 

9. Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrates an der Hauptversammlung darf 
im Wege der Bild- und Tonübertragung erfolgen, wenn das betreffende Mitglied 
des Aufsichtsrates aus beruflichen oder persönlichen Gründen an einer 
physischen Teilnahme am Versammlungsort verhindert ist. 

 

§ 16. Leitung der Hauptversammlung 
 

1. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein von ihm bestimmtes anderes 
Aufsichtsratsmitglied oder eine sonstige, vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
dazu bestimmte Person führt den Vorsitz in der Hauptversammlung 
(Versammlungsleiter). Für den Fall, dass weder der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
noch ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats bzw. eine von ihm 
bestimmte sonstige Person die Versammlungsleitung übernimmt, wird der 
Versammlungsleiter durch mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen der 
in der Hauptversammlung anwesenden Aufsichtsratsmitglieder bestimmt; im 
Wege der Bild- und Tonübertragung gemäß § 15 Abs. 8 teilnehmende 
Aufsichtsratsmitglieder gelten hierbei als anwesend. Für den Fall, dass kein 
Aufsichtsratsmitglied anwesend ist und auch keine vom Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats bestimmte Person die Versammlungsleitung übernimmt, wird der 
Versammlungsleiter durch die Hauptversammlung unter dem Vorsitz des 
Aktionärs mit dem höchsten in der Hauptversammlung vertretenen Anteilsbesitz 
bzw. seines Vertreters gewählt. 

 

2. Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und regelt den Ablauf der 
Hauptversammlung. Er kann sich hierbei, insbesondere bei der Ausübung des 
Hausrechts, der Unterstützung von Hilfspersonal bedienen. Er bestimmt die 
Reihenfolge der Redner und der Behandlung der Tagesordnungspunkte sowie die 
Form, das Verfahren und die weiteren Einzelheiten der Abstimmungen und kann, 
soweit gesetzlich zulässig, über die Zusammenfassung von sachlich 
zusammengehörigen Beschlussgegenständen zu einem Abstimmungspunkt 
entscheiden.  

 

3. Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Rede- und Fragerecht zeitlich 
angemessen zu beschränken. Er kann dabei insbesondere Beschränkungen der 
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Redezeit, der Fragezeit und der zusammengenommenen Rede- und Fragezeit 
sowie den angemessenen zeitlichen Rahmen für den ganzen 
Hauptversammlungsverlauf für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für 
einzelne Redner zu Beginn oder während des Verlaufs der Hauptversammlung 
angemessen festlegen. Das schließt insbesondere auch die Möglichkeit ein, 
erforderlichenfalls die Wortmeldeliste vorzeitig zu schließen und den Schluss der 
Debatte anzuordnen.  

 

 

§ 17. Beschlussfassung 

 

1. Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 
 

2. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen gefasst, soweit nicht zwingende gesetzliche 
Vorschriften oder die Satzung etwas anderes bestimmen. Soweit das Gesetz 
außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit verlangt, werden – soweit nicht 
zwingende gesetzliche Vorschriften oder die Satzung etwas anderes bestimmen 
–die Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung 
vertretenen Grundkapitals gefasst. 
 

3. Für Satzungsänderungen genügt, soweit nicht zwingende gesetzliche 
Vorschriften oder die Satzung etwas anderes vorschreiben, die einfache Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen, wenn mindestens die Hälfte des 
Grundkapitals vertreten ist. 
 

4. Abweichend von vorstehendem Absatz 2 bedürfen Beschlüsse der 
Hauptversammlung zur Abberufung von Mitgliedern des Aufsichtsrats einer 
Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst. 
 

IV. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 
 
§ 18. Jahresabschluss 
 

1. Für die Rechnungslegung der Gesellschaft gelten die gesetzlichen Vorschriften. 
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2. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie den 
Jahresüberschuss unter Beachtung der gesetzlichen Beschränkungen des § 58 
Abs. 2 AktG ganz oder teilweise in andere Gewinnrücklagen einstellen. 

 
§ 19. Gewinnverwendung 
 

1. Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung. 
 

2. Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats unter Beachtung der Vorgaben des § 59 AktG auf den 
voraussichtlichen Bilanzgewinn einen Abschlag an die Aktionäre zahlen. 

 

3. Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Barausschüttung eine 
Verwendung des Bilanzgewinns im Wege einer Sachausschüttung beschließen. 

 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 20. Umwandlungskosten; Festsetzungen nach §§ 26, 27 AktG 
 
Die Kosten des Formwechsels (Kosten für Notar und Gericht sowie evtl. 
Genehmigungen, Anwalt, Steuerberater) werden bis zu einer Höhe von 
EUR 50.000,00, im Zweifel zuzüglich Umsatzsteuer, von der Gesellschaft 
übernommen. Das Grundkapital der Gesellschaft wurde in Höhe von EUR 600.000,00 
durch den Formwechsel der comForte 21 GmbH erbracht, wobei die bisherigen 
Gesellschafter entsprechend ihrer bisherigen Beteiligung am Stammkapital in Höhe 
von EUR 600.000,00 an der comForte 21 GmbH Aktien der Gesellschaft erhalten 
haben.  
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